
35-Stunden-Woche: Weniger Arbeitslose - mehr Lebensqualität 
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Runter mit der Arbeitszeit 
Zwölf Uhr mittags. Auf der 

„Zeil“, Frankfurts Hauptge- 
schäftsstraße, stehen 4000 Ar- 
beitslose nach einem Topf dün- 
ner Suppe an, die die städtische 
Fürsorgestelle vor dem Kaufhof 
austeilt. Die letzten 500 stehen 
vergeblich an. Um zwei Uhr ist 
die Suppe alle. Die „Fürsorge“ 
verschwindet in einer Seitengas- 
se. Die Wut der Hungrigen bricht 
sich Bahn. Minuten später zer- 
splittern die ersten Schaufen- 
ster. Von der Hauptwache her 
marschiert Polizei auf, knüppelt 
aufgebrachte Arbeitslose nie- 
der. Abends vermittelt das Fern- 
sehen aus vielen Städten glei- 
che Bilder. Bundesrepublik 1990. 

Ohne drastische Verkürzung der 
Arbeitszeit werden 1990 sechs Mil- 
lionen Menschen in der Bundesre- 
publik Arbeit suchen und nicht fin- 
den. Mindestens. Denn diese Zahl 
setzt bereits ein Wachstum des Brut- 
tosozialprodukts von drei Prozent 
bei einer Produktivitätssteigerung 
von vier Prozent voraus. Eine eher 
unwahrscheinliche Voraussetzung. 

Wahrscheinlicher ist ein nicht 
mehr wachsendes Bruttosozialpro- 
dukt bei einer Produktivitätssteige- 
rung von 2,5 Prozent. Dann werden 
1990 acht Millionen Menschen Ar- 
beit suchen und nicht finden. 

Sechs oder acht Millionen Ar- 
beitslose: Massenarbeitslosigkeit 
dieses Ausmaßes ist nicht finanzier- 
bar. Das soziale System bricht dann 
zusammen. Massenelend und politi- 
sche Radikalisierung wären die 
Folgen. 

Wer noch Arbeit fände, hätte sie 
auf Abruf und wäre angesichts einer 
„Arbeits-Reserve“ von sechs bis 
acht Millionen Menschen praktisch 
rechtlos, seine Gewerkschaft wahr- 
scheinlich zur Ohnmacht verdammt. 

Programmierter Horror 
Ein Horrorbild - aber keine 

Schwarzmalerei: Die IG Metall hat 
bereits die jetzigen Arbeitslosenzah- 
len vorausgesagt. 

Ursache dieser Entwicklung ist 
nur zu einem kleinen Teil die allge- 
meine Wirtschaftskrise. Ursache der 
rapide zunehmenden Arbeitslosig- 

keit ist vor allem die „technische Re- 
volution“ durch die Mikroelektro- 
nik, die die Arbeitswelt schneller 
und umfassender verändern wird als 
zuvor der Einzug der Dampfmaschi- 
ne und des Fließbands in die Be- 
triebe. 
• Durch den Einsatz der CNC- 
Technologie (Computer-Steuerung) 
werden im Maschinenbau, im Fahr- 
zeugbau und in der Elektroindustrie 
über 100000 Arbeitsplätze gefähr- 
det. 
• Industrie-Roboter können in der 
Automobilindustrie, dem Maschi- 
nenbau und in der Elektroindustrie 
160000 Arbeitsplätze überflüssig 
machen. 
• Prozeßüberwachung und -Steue- 
rung machen in der Stahlerzeugung, 
in der chemischen, petrochemi- 
schen, Glas- und Keramikindustrie 
etwa 115 000 Arbeitsplätze überflüs- 
sig. 
• Durch den Einsatz neuer Techni- 
ken der Texterfassung und Textver- 
arbeitung der Nachrichten-, Infor- 
mations- und Kommunikationstech- 
niken sowie der Datenerfassung und 
-Verarbeitung können 2,4 bis 2,7 

Millionen Arbeitsplätze vernichtet 
werden. 
• CAD-Einsatz (computergestütz- 
tes Konstruieren) bedroht 300000 
bis 400000 Arbeitsplätze. 

Das sind nur einige Beispiele. Die 
Einführung der Mikroelektronik 
kann insgesamt drei bis dreieinhalb 
Millionen Arbeitsplätze vernichten. 
Die Hälfte aller Arbeitsplätze wird 
grundlegend verändert werden. 

Grenzen der Belastung 
Ohne Arbeitszeitverkürzung muß 

in der Metallverarbeitung schon für 
1986 mit knapp einer Million Men- 
schen gerechnet werden, die dort 
Arbeit suchen und nicht finden. 

Arbeitszeitverkürzung allein kann 
zwar die Probleme, die durch Ratio- 
nalisierung über die Einführung von 
Mikroelektronik geschaffen wer- 
den, nicht lösen. Aber sie sichert Ar- 
beit für Millionen Menschen. 

Diesen starken Effekt hat jedoch 
im Gegensatz zur Arbeitgeber-Pro- 
paganda nur eine drastische Wo- 
chenarbeitszeitverkürzung, weil die 
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Erfolge im Kampf um kürzere Arbeitszeit haben Tradition 

Metaller demonstrieren für kürzere Arbeitszeit: Mehr Lebensqualität 

Lebensarbeitszeitverkürzung in der 
Praxis vielfach schon gegeben ist. 
Allerdings begründet in einem Ver- 
schleiß der Gesundheit durch die 
Belastung am Arbeitsplatz, dem 
wiederum mit einer wöchentlichen 
Verkürzung der Arbeitszeit eher 
beizukommen ist als mit einer Ver- 
kürzung der Lebensarbeitszeit. 

1979 waren bereits 56,7 Prozent 
der „neuen“ Rentner und 54,4 Pro- 
zent der „neuen“ Rentnerinnen aus 
der Gruppe der Arbeiter erwerbsun- 
fähig, sind also vor Erreichen der 
Altersgrenze aus dem Erwerbsleben 
ausgeschieden. Das Institut für Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung 
hat errechnet, daß bis 1990 rund 1,3 
Millionen Arbeitnehmer als Invali- 
den aus dem Erwerbsleben ausschei- 
den -1,2 Millionen der Arbeitneh- 
mer sterben, bevor sie die Alters- 
grenze erreichen. Zusammen sind 
das mehr als 50 Prozent der Arbeit- 
nehmer, die die Altersgrenze nicht 
erreichen. 

So verständlich also der Wunsch 
älterer Arbeitnehmer ist, früher aus 
dem Erwerbsleben auszuscheiden: 
Nur die Wochenarbeitszeitverkür- 
zung kann dazu beitragen, daß die 

Arbeitnehmer möglichst alle ihr 
Rentenalter überhaupt erreichen. 
Und nur die Wochenarbeitszeitver- 
kürzung kann in größerem Umfang 
Arbeitsplätze sichern oder schaffen. 
In der Metallindustrie würden bei ei- 
ner Verkürzung der Lebensarbeits- 
zeit auf 60 Jahre nicht einmal 30 000 
Arbeitsplätze gesichert. 

Um die gleichen Beschäftigungs- 
wirkungen wie bei der 35-Stunden- 
Woche zu erzielen, müßte das Ren- 
tenalter auf unter 52 Jahre herabge- 
setzt werden! 

Eindeutig widerlegt 
Die Einführung der 35-Stunden- 

Woche würde selbst bei „Nullwachs- 
tum“ schon bewirken, daß es 1986 
statt etwa 5,5 Millionen nur knapp 
über vier Millionen Arbeitslose gä- 
be. 

Diese Zahlen sind keine willkürli- 
chen Schätzungen. Die wissen- 
schaftlich gesicherten Erfahrungen 
gehen davon aus, daß die Beschäfti- 
gungswirkung 50 Prozent der Ar- 
beitszeitverkürzung beträgt. Ein 
Teil der Verkürzung wird nämlich 
durch Rationalisierung, Umorgani- 
sation der Arbeit und Leistungsstei- 
gerung - insgesamt also durch Pro- 
duktivitätssteigerungen - aufgefan- 
gen. 

Die Unternehmer haben sich noch 
nicht entschieden, ob sie lieber bei 
ihrer (eindeutig widerlegten) Be- 
hauptung bleiben wollen, Arbeits- 
zeitverkürzung sei beschäftigungs- 
unwirksam, oder sie sei zu teuer. 
Beides zusammen geht jedenfalls 
nicht: Wäre sie tatsächlich beschäf- 
tigungsunwirksam, entstünden 
schließlich keine Kosten durch Neu- 
einstellungen. Notwendige organi- 
satorische Umstellungen wären 
durch die nachweisbaren Produkti- 
vitätssteigerungen bei Arbeitszeit- 
verkürzung mehr als „bezahlt“. 

Tatsächlich hat die Einführung 
der 35-Stunden-Woche starke Be- 
schäftigungswirkungen, aber sie ko- 
stet etwas. Allerdings: Sie kostet 
weit weniger, als die Arbeitgeber- 
verbände behaupten. Sie unterstel- 
len dabei, daß die IG Metall schlicht 
zusätzlich zu ihren sonst fälligen 
Lohn- und Gehaltsforderungen die 
35-Stunden-Woche fordert. Die IG 
Metall ändert jedoch nicht den Ge- 
samtumfang ihrer Forderung, son- 
dern die Forderungsstruktur: 
• Nach wie vor wird der Forde- 
rungsumfang mit dem notwendigen 
Ausgleich der Preissteigerungen, 
dem Zuwachs der Produktivität und 
mit dem notwendigen Beitrag zur 
Umverteilung begründet. 
• Ein Teil der Forderung bleibt 

Einkommensverbesserungen Vorbe- 
halten, der andere wird für die Ver- 
kürzung der Wochenarbeitszeit mit 
vollem Lohnausgleich reserviert. 
• Die Einkommensverbesserungen 
werden also für den einzelnen Ar- 
beitnehmer geringer ausfallen, als es 
sonst möglich wäre - zugunsten ei- 
ner kürzeren Wochenarbeitszeit und 
damit zugunsten seiner Gesundheit 
und der Sicherung des eigenen Ar- 
beitsplatzes, damit also seines eige- 
nen Einkommens überhaupt. Beides 
wäre ohne Arbeitszeitverkürzung 
gefährdet. 

Ludwig Erhard, von vielen Ar- 
beitgebern als „Erfinder“ der freien 
Marktwirtschaft für die Bundesre- 
publik angesehener erster Bundes- 
wirtschaftsminister, bestellte 1963 
ein Gutachten beim Deutschen In- 
stitut für Wirtschaftsforschung. Das 
Institut bestätigte ihm damals zur 
Zeit der Hochkonjunktur: „Es sollte 
dafür Sorge getragen werden, daß 
Arbeitszeitverkürzung in der Hoch- 
konjunktur zurückgestellt und im 
Zeitpunkt konjunktureller Flauten - 
insbesondere als die Vollbeschäfti- 
gung bedroht ist - bevorzugt durch- 
geführt wird, wobei der volle Lohn- 
ausgleich garantiert sein muß, um 
die Deflationstendenzen nicht zu 
verstärken.“ (Deflation ist die unzu- 
reichende Versorgung der Volks- 
wirtschaft mit Geld; also zum Bei- 
spiel durch Kaufkraftverlust der Ar- 
beitnehmer.) 

Kampf gegen Tabu 
Die Unternehmer, 1963 von die- 

sem Gutachen in ihrer Haltung ge- 
gen Arbeitszeitverkürzung bestärkt, 
wollen seine Argumentation nun 
plötzlich nicht mehr gelten lassen. 
Mit anderen Worten: Arbeitszeit- 
verkürzung paßt ihnen weder bei 
Vollbeschäftigung noch bei hoher 
Arbeitslosigkeit. 

Sie haben dabei ein klares Interes- 
se: Die vorhersehbare drastische 
Zunahme der Arbeitslosigkeit 
schreckt sie - wenn überhaupt - weit 
weniger als die Arbeitnehmer. Eine 
riesige „Arbeit-Reserve“ ermög- 
licht verschärften Leistungsdruck 
und stärkere Ausbeutung der Ar- 
beitnehmer ohne starke Gegen- 
wehr. Daß sie auch einen möglichen 
Demokratieverlust mit anderen Au- 
gen sehen, wissen wir spätestens seit 
der Endphase der Weimarer Repu- 
blik. Obwohl sich die Arbeitszeit- 
verkürzung zu einem großen Teil 
über die Produktivitätssteigerung 
selbst finanziert und der volle Lohn- 
ausgleich zur Abwendung von Mas- 
senelend notwendig ist, haben sie 
aus Eigeninteresse die geltende Ar- 
beitszeit zu einem Tabu erklärt. 

Sie setzen damit ihre Tradition der 
letzten 150 Jahre fort. Aber auch wir 
haben eine Tradition fortzusetzen: 
Von der 80-Stunden-Woche zur 40- 
Stunden-Woche sind die Arbeitneh- 
mer in erster Linie durch Kampf ge- 
kommen. Nils C. Nagel 
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